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Die traditionellen Opferverbände setzten auf die Solidarität und Erfahrung der Betroffenen, vor 
allem der ehemals politisch Inhaftierten. Das Bürgerbüro war ein neues Angebot, das sich auch 
an Menschen richtete, die von anderen Zersetzungs- und Verfolgungsmaßnahmen durch den 
SED-Staat betroffen waren, denen eine pragmatische, erfolgsorientierte Begleitung in den 
Rehabilitierungsverfahren angeboten wurde. Die überparteiliche, prominente Zusammensetzung 
des Vereins erleichterte die Lobbyarbeit beim Bundestag und den Landesparlamenten. Zwei Jahre 
später wurde die Bundesstiftung Aufarbeitung gegründet. Wir kommen gern in zwei Jahren zu 
Ihrem 30. Jubiläum …  
 
Am 17. Juni 1996 wurde das Bürgerbüro e.V. mit dem unpoetischen Namen „Verein zur 
Aufarbeitung von Folgeschäden der SED-Diktatur“ gegründet. Das ist der Grund, warum wir uns 
heute versammelt haben, verehrte Festgemeinde. Und so bedanke ich mich bei Prof. Klausmeier, 
dass wir hier in der Bernauer Straße feiern können, denn ein wenig ist die Gedenkstätte auch ein 
Kind des Bürgerbüros. (Gründung des Trägervereins mit Mitgliedern des Bürgerbüro e.V. 1998 in 
den Räumen der Kirchengemeinde, Pfr. Manfred Fischer, Ehrhart Neubert). 
 
Und ich begrüße im Namen des Vorstands und der Mitglieder unseres Vereins Sie alle, namentlich 
Frau Zupke als die Beauftragte für die Opfer der SED-Diktatur beim Deutschen Bundestag, Frau 
Dr. Kaminsky für die Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur, den Berliner 
Landesbeauftragten in gleicher Mission, lieber Frank Ebert, liebe Freunde und Begleiter, liebe 
derzeitige und ehemalige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Bürgerbüro e.V.! 
 
„Ich bin Geschichte“. Das haben wir alle 1989 gespürt, erlebt, ein ziemlich adrenalinträchtiges 
Gefühl, für viele von uns eine zentrale Lebenserfahrung. Es ist das Gefühl, dass es auf das eigene 
Handeln ankommt, das das etwas verändert am Lauf der Welt. Wenn man mitten drin steckt in 
solchen Abenteuern, fühlt es sich aber eher nach Arbeit, Gefahr und Anstrengung an. Und das ist 
dann schon sehr konkret.  
 
In unserer Wohnung in Berlin Prenzlauer Berg läuft im September 1994 ein Kindergeburtstag, es 
ist laut, neben den eigenen vier Kindern toben die Geburtstagsgäste des 9-Jährigen durch die 
Wohnung. Es klingelt. Vor der Tür steht eine mir unbekannte Frau. Nach langem inneren Ringen 
hat sie sich entschlossen, endlich über ihre schlimmen Erfahrungen zu reden, die sie in der DDR-
Zeit gemacht hat. Und sie geht zu denen, die die Revolution von 89 angestoßen, die sie 
„gewonnen“ haben. Die müssen doch jetzt Einfluss haben und ihr in ihrer Not helfen können. 
Schon in der DDR verfolgt, jetzt ohne Berufsausbildung findet sie keine Anstellung, weil der 
Parteisekretär jetzt beim Arbeitsamt arbeitet. Überall spürt sie Ablehnung, ist misstrauisch und 
unsicher. Erst nach einiger Zeit gelingt es zwischen Tür und Angel, mit dem Kinderlärm im 
Hintergrund, sie auf den anderen Tag zu vertrösten. Aber könnten wir als Privatleute ihr überhaupt 
helfen?  
 
So ähnlich ging es vielen Freunden, die durch die Revolution einige Bekanntheit erlangt hatten: 
Bärbel Bohley, Freya Klier, Konrad Weiß, Ralf Hirsch, Rainer Eppelmann, Katja Havemann, Günter 
Nooke und vielen anderen, auch außerhalb Berlins. Politische Häftlinge, Enteignete, Christen, die 



nicht Abitur machen durften, Menschen, die sich weiter von der Stasi verfolgt fühlten, kamen 
vorbei, riefen an, schrieben lange Briefe, um Hilfe, Anerkennung, Wiedergutmachung zu erhalten.  
 
Vor 30 Jahren stand die Aufarbeitung der SED-Diktatur noch am Anfang. Einst Verfolgte drängten 
auf Anerkennung und Wiedergutmachung, öffentlich lief aber vor allem die Aufregung über 
bekannt gewordene Spitzel des MfS. Die Rehabilitierungsgesetze waren typisch deutsch-
kompliziert und hatten viele Verfolgungstatbestände noch nicht im Blick. Gleichzeitig war eine 
Tendenz zur „Normalisierung“ der umbenannten SED als politische Partnerin in Gang gekommen. 
Die Brandmauer bröckelte. Im Sommer 1994 bildete die SPD in Sachsen-Anhalt eine 
Minderheitsregierung, die sich von der umbenannten SED tolerieren ließ, es war eine Art der 
konspirativen Machtbeteiligung, die ehemals Verfolgten bitter aufstieß. 
 
Die Friedlichkeit der Revolution hatte einen Preis: Die SED existierte fort, ihre Funktionäre wurden 
zu normalen Bürgern, die zwar ihren Machtverlust betrauerten, aber viele Vorteile aus der DDR ins 
neue System mitnehmen konnten: Bildungsabschlüsse, Besitz, Machtwissen, Anpassungs-
vermögen. Gregor Gysi und seine Genossen vergifteten das politische Klima mit der Legende von 
dem Paradies DDR, aus dem die Fehler der Wiedervereinigung eine abgehängte Region gemacht 
hätten.  
 
Wie die biografischen Vorteile der Funktionäre, wirkten auch die Nachteile für politisch Verfolgte 
weiter: Keine oder geringere Bildungs- und Berufsabschlüsse, kaum Erspartes oder Besitz, nicht 
selten ein ruinierter Ruf, oft psychische oder physische Gesundheitsschäden. Was als 
biografische Disruption empfunden wurde, signalisierte eine politische Entwicklung, die nur 
wenige Politiker erkannten: Das waren nicht nur die Mühen der Ebene nach dem Gipfelerlebnis 
der Revolution.  
 
Sondern: Die linken Populisten zerstörten die Freude an der Freiheit und den Mut zur 
Verantwortung.  
Und: Die Frage nach der Gerechtigkeit – nach dem Ausgleich der erfahrenen Ungerechtigkeit – 
nagte an der Glaubwürdigkeit der Demokratie.  
 
Nachdenkliche Politiker suchten nach Erklärungen und Lösungsmöglichkeiten. Einer von ihnen: 
Uwe Lehmann-Brauns. Die schon länger in Westberlin lebenden DDR-Bürgerrechtler kannten ihn 
als wichtigen Unterstützer, für den die Mauer ein bleibendes Ärgernis geblieben war. Er saß 
damals im Berliner Abgeordnetenhaus. Zusammen mit Ulf Fink besuchte er den damaligen 
Bundeskanzler Helmut Kohl. Dass der dann im Atelier der Künstlerin Bärbel Bohley Jürgen Fuchs, 
Wolfgang Templin, Günter Nooke, Konrad Weiß, Freya Klier und Ehrhart Neubert aufsuchte, war 
schon eine aufregende Pressemeldung.  
 
Da bekam der Kanzler noch einmal einen neuen Blick auf eine andere DDR-Realität. Es war eben 
nicht die einzig mögliche Überlebensstrategie in der DDR gewesen, sich weg zu ducken und ja 
nicht anzuecken. Hier sprach er mit Menschen, die ihren eigenen Kopf bewahrt hatten, die 
widersprachen und über die graue Wirklichkeit hinausgedacht hatten. Die kannten die Freude am 
intellektuellen Diskurs, am freien Ausdruck, am Gestalten und das gute Gefühl, Verantwortung zu 
tragen. Menschen, die sich Freiheit genommen hatten, als sie noch teuer war, Menschen, die 
wussten, dass Freiheit etwas kostet.  



Bei diesem Treffen im August 1995 im Atelier von Bärbel Bohley wurde die Gründung einer 
Beschwerdestelle, eines Bürgerbüros, vielleicht ein Bundesbeauftragter für das Thema 
verabredet.  
 
In den Monaten danach gab es heiße Diskussionen darüber. In einem nächtlichen Fax schrieb 
Jürgen Fuchs: „Bürger- und Menschenrechte sind kein Arschwischpapier! … Wir wollen testen, ob 
die Demokratie und der Staat Bundesrepublik Deutschland fähig sind, die Ohnmacht zu beenden, 
in der sich viele ehemalige DDR-Bürger schon wieder einzurichten beginnen. Es müsste möglich 
sein, dass sich Bürger in ihre eigenen Angelegenheiten einmischen, dass auch Parlamente, 
Verwaltungen und das Kanzlerbüro offen sind für ,Signale von unten‘ und dass Täter und 
Seilschaften ihre Macht einbüßen.“ 
 
Das Büro sollte Hilfe für die Betroffenen organisieren. Und es sollte die Politik beraten, wie der 
schleichenden ideologischen Restauration der DDR entgegengewirkt werden könnte. Im 
Bundestag gehörte Christa Nickels von den Grünen zu den Unterstützern. Jürgen Fuchs und Freya 
Klier gewannen wichtige Intellektuelle wie Ralph Giordano, Ignaz Bubis saß in Bärbel Bohleys 
Montagssalon und trat ebenso dem Verein bei. 
 
Der Kanzler und sein Minister Anton Pfeifer sprachen Wirtschaftsgrößen an, die den Verein 
mehrere Jahre lang kräftig finanzierten, so dass wir in den ersten Jahren keine staatlichen 
Fördermittel beantragen mussten.  
 
Am symbolträchtigen 17. Juni 1996 gründete sich der Verein Bürgerbüro. Der unpoetische Name 
„Verein zur Aufarbeitung von Folgeschäden der SED-Diktatur“ beschreibt die Aufgabe: es wurde 
eben nicht ein neuer Opferverband gegründet, sondern die Gesamtsicht auf das problematische 
Erbe von 40 Jahren Diktatur sollte gewonnen werden, zumindest befördert werden. Wir haben 
daran gearbeitet und auch Beiträge leisten können, aber es bleibt eine Aufgabe der gesamten 
Gesellschaft.  
 
Der besondere Ansatz war von Anfang an: Die Schicksale der Einzelnen als Teil der Historie ernst 
zu nehmen. Am Umgang mit den Schwachen zeigt sich die Qualität einer Gesellschaft.  
 
Im Mai 1996, kurz vor der Gründung, titelte die BILD-Zeitung:  Bürgerrechtler: Kampf gegen 
Seilschaften. Neues Büro soll Anlaufstelle für Opfer werden. Vielleicht war es genau diese 
Meldung, die den Ansturm entfachte. Eine Lawine von Briefen rollte auf den Verein zu. Fink und 
Lehmann-Brauns besorgten ein kleines Büro im Berliner Abgeordnetenhaus. Jürgen Fuchs war in 
Westberlin schon länger als psychologischer und psychosozialer Helfer gefragt. Und er hatte 
bereits Erfahrungen mit den zivilgesellschaftlichen Beratungsstrukturen in der Bundesrepublik. Er 
versuchte, zu sichten und zu systematisieren gemeinsam mit Ehrhart Neubert, Günter Nooke, 
Konrad Weiß.  
 
Endlich konnten erste Arbeitsverträge gemacht werden und die Versöhnungsgemeinde in der 
Bernauer Straße stellte uns Räume zur Verfügung. Die Plastekisten mit den Hängeordnern zogen 
um. Die Versöhnungsgemeinde in der Bernauer Straße war ein guter Ort für uns. 
Geschichtsträchtig, mit Pfarrer Manfred Fischer einem Hausherrn mit großem Verständnis und 
Sensibilität für das Thema. Er war dann auch wesentlich an der Entstehung der Gedenkstätte und 
der Kapelle der Versöhnung beteiligt. Das Format des Mauerfallgedenkens mit Posaunenchor, 
Reden und Blumen haben wir damals mit ihm entwickelt und es trägt bis heute.  



 
In den ersten Jahren waren es vor allem die vielen Anfragen und Hilferufe der Verfolgten, die das 
Büro beschäftigten. Nach der Gründung der Bundesstiftung Aufarbeitung konnten in 
Forschungsprojekten die allgemeineren Fragen bearbeitet werden: Welche Opfergruppen und 
Verfolgungstatbestände werden durch die Gesetze nicht oder nur unzureichend erfasst? 
Ausreise-Antragsteller, Verfolgte Schüler, Menschen die in der Haft „schamlos ausgebeutet“ 
wurden, Kinder und Jugendliche, die in das System der verschärften Umerziehung gerieten.  
 
Neu an diesen Studien war, dass sie ihren Ausgangspunkt bei den Biografien der Betroffenen 
nahm und nicht beim Regierungshandeln. So konnte die Lebenswirklichkeit im Kontrast zu der 
Herrschaftsüberlieferung der Verwaltungs-, Partei- und Stasi-Akten in den Blick kommen. 
Besonders drastisch trat das bei der Studie über die Zwangsarbeit in der Haft zutage, aber auch 
bei den Studien über die DDR-Kinderheime aller Schattierungen. Freya Klier erarbeitete für das 
Büro drei beispielhafte Biografien in einem für Schüler geeigneten Format: Matthias Domaschk, 
Michael Gartenschläger und Oskar Brüsewitz. Alle drei längst vergriffen. 
 
Diese Publikationen waren auch hilfreich, um in der politischen Arbeit weiter zu kommen. Das 
Bürgerbüro konnte sich als Gesprächspartner in vielen Bundestagsfraktionen etablieren.  
 
Ich glaube, dass dies die entscheidende Stärke des Büros war und ist: das einzelne Schicksal als 
Blick in die Geschichte zu verstehen. Geschichte sind die Geschichten, die Menschenleben 
ausmachen. Wenn wir dazu beitragen konnten, einigen dieser Geschichten einen besseren 
Ausgang zu geben, haben wir viel erreicht.  
 
Hildigund Neubert, Vorsitzende, 17. Juni 2026 


